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Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift ar Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 


rünumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl. 
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D Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſen Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefälligen Veftellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſfe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. 
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ſichtigung finden. 


wenn unverſtegelt find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 


nhalt. 


Bemerkungen über die Einbringung directer Steuern mit Berüd- 
ſichtigung diesfälliger aus ländiſcher Vorſchriften. Von Joſef 
Freiherrn v. Bubna, k. k. Finanzconeipift. 


Mittheilungen aus der Praxis: 

Ueber die Concurrenz zu den Auslagen für katholiſche Friedhöfe. 
Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Bemerkungen über die Einbringung directer Steuern 
mit Berückſichtigung diesfälliger ausländiſcher Vor- 
ſchriften. 


Von Joſef Freiherrn von Bubna, k. k. Finanzeoncipiſt. 


Unter den vielen Aufgaben des Staates iſt eine der vornehmſten, 
dem Syſteme der menschlichen Jutereſſen das Syſtem der menſchlichen 


innerhalb des Rahmens der verſchiedenen geſellſchaftlichen Claſſen eines 
Volkes erfüllt, iſt nicht nur nach der Staatsform und deren Reife 
ſelbſt, ſondern auch nach den typiſchen Eigenthümlichkeiten des Volkes 
und ſeiner Theile verſchieden. 

Der Punkt, auf dem ſich jene Intereſſen und Pflichten, jene 
Rechte und Forderungen begegnen, iſt im Laufe der Zeiten in den 
verſchiedenen Staaten ſehr häufig verſchoben worden und iſt auch heute 


noch ein ſchwankender, ſowohl in Rückſicht auf die einander entgegen- 


ſtehenden Summen gewährter Rechte und erfüllter Forderungen, als 
auch in Abſicht auf die Vertheilung von Leiſtung und Anſpruch auf 
die einzelnen Glieder der heutigen Geſellſchaft im Staate. 

So unendlich mannigfaltig nun die einzelnen Anſprüche des Bürgers 
als ſolchen, ſowie der Geſellſchaft im Allgemeinen und in ihren 
beſonderen Erſcheinungen gegenüber dem Staate ſind, ſo einfach — 
ihrer Gattung nach — erſcheint die von dem Staatsbürger erwartete 
individuelle Leiſtung. 

Sie concentrirt ſich in Oeſterreich mit Ausnahme der Höchit- 
derſönlichen Wehrpflicht und einiger Folgeleiſtungen in öffentlichem 
Intereſſe — in der Geldſteuer, welche allerdings ſo manches Aequi⸗ 
valent perſönlicher Leiſtung in ſich ſchließt. 

Richten wir unſer Augenmerk auf alle jene zahlloſen Einzel- 
leiſtungen, in denen der Bürger von ſeinem Einkommen und zwar dem 
ihm geſchätzten Einkommen nimmt und dem Staate gibt, auf jene 
Steuern, welche das Geſetz unter dem Namen der directen Steuern 
begreift, ſo ſtellt ſich klar, daß dieſelben in die Bahnen regelmäßiger 


kleinen Landmanne zumeiſt 


Einnahmen gebracht werden müſſen, wenn ſie ihren ökonomiſchen Zweck 
für den Staat erfüllen ſollen. Wie aber bei allen menſchlichen Leiſtungen 
die menſchlichen Schwächen berückſichtigt werden müſſen, erſcheint auch 
hier ein Inſtitut nothwendig, welches dieſen gerecht wird, indem es 
die hiedurch bedingten Unregelmäßigkeiten einerſeits in geſetzlichen 
Grenzen erhält, andererſeits dem Eintreten derſelben präventiv und 
repreſſiv entgegentritt. So gerechtfertigt dies Princip an ſich iſt, ſo 
ſchwierig iſt deſſen Durchführung, wenn dieſelbe den verſchiedenen und 


ñheterogenſten Anſprüchen gerecht werden ſoll, die an fie geſtellt werden; 


denn in erſter Linie muß dieſes Inſtitut immer den Charakter einer 
Zwangseinrichtung tragen und in ſich alle Garantien der Erfüllung ihres 
ſtrengen Zweckes vereinigen, andererſeits aber die Grundelemente des 
Staatslebens und deſſen Vorausſetzung — die Exiſtenz des Bürgers 
und das Gedeihen feiner Familie — weder gefährden, noch nachtheilig 
beſchränken und alle jene humanen Grundſätze zur Geltung bringen, welche 
die Anwendung nicht unbedingt nothwendiger Härten ausſchließen. 

Sind nun ſolche zu vermeidende Härten in den hierländigen 
diesfälligen Vorſchriften zu finden und in welchen Phaſen des admini⸗ 


ſtrativen Vorganges? 


Obwohl dieſe ſich keineswegs durch eine beſondere Strenge aus⸗ 
zeichnen, ſo gaben doch ſo manche Punkte Anlaß zu erleichternder 


5 Amendirung. 
Pflichten entgegenzuſetzen; die Art und Weiſe, wie ſich dieſe Aufgabe 


So ſcheint es mir unbillig und mit dem Zwecke nicht nothwendig 
verbunden zu fein, daß der Bürger an ſeine Steuerſchuld in erſter 
Linie durch eine Mahnung erinnert wird, welche ſeine Schuld vergrößert. 

Allerdings muß ich hier vorausſchicken, daß eine koſtenfreie „erſte“ 
Mahnung eine Forderung der Billigkeit, nicht der ſtrengen Gerechtigkeit 
iſt; letzterer iſt genug gethan durch die jährliche Kundmachung der 


Zahlungstermine für die directen Steuern, welche jedoch als ein bei 


der executiven Eintreibung nicht eingreifendes Moment mehr geeignet 
erſcheint, den Sinn des Theoretikers zu beruhigen, als praktiſch einen 
Einfluß zu üben auf die individuelle Steuerleiſtung. 

Es iſt hinreichend bekannt, daß von den verſchiedenen Erecutiong- 
graden der erſte Schritt, „die executive Mahnung“, am häufigſten ange⸗ 
wendet wird, daß daher der beiweitem größte Theil der Rückſtändner 
auf dieſe Mahnung hin Zahlung leiſtet; dies erfolgt nun bei den 
größeren Rückſtänden wohl nicht wegen der durch 14 Tage ſteigenden 
Executionsgebühr, ſondern ausſchließlich wegen der hinter der Mahnung 


drohenden Pfändung und Feilbietung, da bei Rückſtänden von 50 — 100 fl. 
und mehr die Gebühr von 1 fl. 5 kr. gewiß kein drängendes Element 


iſt; bei ſehr kleinen Rückſtänden ſchießt ſie über ihren Zweck hinaus, 
da ſie in dieſem Falle nicht als ein urgens, ſondern als eine poena 
erſcheint und umſomehr ſtraft, als ſie gegenüber dem rückſtändigen 
viermal im Jahre zur Vorſchreibung 
gelangt, weil deſſen Zahlungsfähigkeit oft erſt nach der Ernte eintritt. 

Außerdem kommt es häufiger vor, daß ein Reſtant in dem guten 
Glauben iſt, der Steuerbehörde keine Beträge mehr zu ſchulden, was 
um ſo leichter denkbar, wenn ihm Rückſtände eingemahnt werden, die 


8 


er ſchon vor acht und zehn Jahren hätte zahlen ſollen, — Fälle, die den bekannten Satz Montesquieu's in anologem Sinne hier in Erinne⸗ 
allerdings in Gemäßheit des Verjährungsgeſetzes vom 18. März 1878 | rung bringen ): Ce n'est point à ce que le peuple pe ut donner 
bezüglich aller nach dem 1. Jänner 1879 fällig gewordenen Steuern in qu'il faut mesurer les revenus publies, mais à ce qu'il deo it 
dieſer Weiſe nicht mehr eintreten können. Wenn nun einen ſolchen die donner; nicht das, was das Volk geben kann, ſondern nur, was es 
unerwartete Mahnung trifft, wird er vielleicht nicht im Stande ſein, die geben muß, ſoll ihm auferlegt werden; hier aber bedarf dieſes muß 
ſchuldige Summe ſogleich oder binnen 14 Tagen zu erlegen und wird eines ſehr draſtiſchen virements, um ſich als ein ſolches darzuſtellen. 
ihm die volle Executionsgebühr vorgeſchrieben werden. N | Wenden wir uns zu den einfchlägigen ausländiſchen Vorſchriften, 
Aus dem Geſagten geht wohl hervor, daß die executive Mahnung in | fo lehrt uns der §S 6 der Verordnung vom 7. September 1879 in 
ihrer gegenwärtigen Geſtalt der Accomodationsfähigkeit entbehrt und Deutſchland betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen Bei⸗ 
wäre hier eine mäßige in wenigen Stufen ausgedrückte Progreſſion, treibung von Geldbeträgen, daß dort eine executive Mahnung in 
entſprechend den geringeren oder größeren Schuldigkeiten, am Platze. unſerem Sinne nicht beſteht, da nach dem Wortlaute des obigen Para— 
Sollte man aber ferner die Exemtion einer ſelbſtſtändigen gebührenfreien graphen der Zwangsvollſtreckung in der Regel eine Mahnung des 
erſten Mahnung aus dem Syſteme des geſammten Zwangsverfahrens Schuldners mit dreitägiger Zahlungsfriſt vorhergehen ſoll. Dieſes 
mit Rückſicht auf das langwierige Geſchäft der Zuſtellung nicht für „in der Regel“ gilt nur bezüglich der Ausnahmen des Art. 10 der 
rathſam erachten, auch wenn ſie nur einmal im Jahre zu erſolgen hätte, Ausführungsanweiſung vom 15. September 1879, welche nur eintreten, 
ſo könnte eine Vereinigung der hier widerſtreitenden Principien in der wenn die mit der Mahnung verbundene Verzögerung die Einbringung 
Weile gedacht werden, daß laut des dem Reſtanten zugeſtellten Mahn- gefährden könnte oder die Zuſtellung wegen eines in der Perſon des 
zettels eine Exrecutionsgebühr erſt dann vorgeſchrieben werde, wenn er Schuldners liegenden Hinderniſſes nicht erfolgen kann. 
binnen einer kurzen Friſt — von etwa acht Tagen — die Zahlung Wie wir ſehen, ſteht hier die Mahnung ganz außerhalb des 
nicht geleiſtet habe. BT Rahmens der Zwangsvollſtreckung, welche nach 8 24 durch die Pfän⸗ 
Es wäre hiedurch den Forderungen der Billigkeit Rechnung ge⸗ dung erfolgt; in dieſem Sinne ift auch keine Executionsgebühr für die 
tragen und namentlich jenen Rückſtändnern, welche trotz der kleinen Be⸗ Mahnung mit einer Steigerung bei Nichtzahlung, ſondern nur eine 
träge ihrer Steuern momentan nicht zahlungsfähig find, Gelegenheit ein malige Mahngebühr zur Deckung der allgemeinen Zuſtellungskoſten 
gegeben, ohne dieſe Schuld zu vergrößern, um eine erleichternde Zah⸗ vorgeſchrieben; aber ſelbſt bei dieſer für jede Mahnung zu leiſtenden 
lungsmodalität oder kurze Zufriſtung anzuſuchen. Gebühr iſt billig Rückſicht genommen auf die Höhe des eingemahnten 
Man wird vielleicht entgegnen, daß eine weitere Zufriſtung, wie Rückſtandes durch eine mäßige Progreſſion, u. z. ſind bei einem Rück⸗ 
ſie ein ſolches Vorgehen bedingt, nach dem Geſetze vom 9. März 1870, ſtande bis 3 Mark 10 Pfennige, von 3 bis 15 Mark 20 Pf., von 
R. G. Bl. Nr. 23, nicht zuläſſig ſei, da die direeten Steuern, ſobald 15 bis 150 Mark, 40 Pf. und von 150 bis 300 und für die 
eine vierwöchentliche Friſt nach deren Fälligkeit verſtrichen iſt, nach 5 4 weiters — bezüglich der andern Executionsgebühren — feſtgeſetzten Anſätze 
ſofort mit den vorgeſchriebenen Zwangsmaßregeln einzubringen find. | 75 Pfennige für die Mahnung zu zahlen. > 
Daß aber dieſer Paragraph ſowohl praktiſch als theoretiſch eine ſo In Ungarn wird nach 8 53 des XV. Geſetzartikels vom Jahre 
ſtriete Auslegung nicht gefunden hat, daß die erſte von den vorge- 1876 wie bei uns die Mahnung als erſter Erecutionsfchritt erklärt, 
f chriebenen Zwangsmaßregeln, die executive Mahnung, unmittelbar jedoch iſt dieſe Mahngebühr nach 8 56 desſelben Geſetzartikels aus⸗ 
nach Eintritt der Executionsfähigkeit zur Anwendung kommen muß, drücklich für die Zuſtellung u. z. mit 10 kr. zu bezahlen, wovon nach 
geht daraus hervor, daß in den quartalsmäßigen nach $ 18 der Zufam- | g 57 4 kr. der zuſtellende Diener, 6 kr. jenes Organ erhält, welches 
menſtellung der Vorſchriften über die zwangsweiſe Eintreibung der die Mahnung ausgefertigt. Dieſe Mahnung erfolgt auf Grund der 
directen Steuern von den Steuerämtern am 8. der Monate Februar, Rückſtandsausweiſe rückſichtlich der jährlichen Steuerſchuldigkeiten über 
Mai, Auguft und November den Bezirkshauptmannſchaften vorzulegen⸗ 100 fl. durch den Bezirksſtuhlrichter; über 40 fl., beziehungsweiſe 
den Rückſtandsausweiſen, auf Grund welcher die executive Eintreibung | quartaliter über 10 fl, durch die Gemeindevorſtände mittelſt einer 
erſt durch die letzteren angeordnet wird, Steuern aufgenommen werben, ſchriftlichen individuellen Mahnung; die übrigen ihre Steuer bei der 
welche ſeit mehr als vier Wochen fällig waren, wie z. B. die am Gemeinde zahlenden Pflichtigen werden mittelſt einer Kundmachung 
1. November fällige und Ende November executionsfähige Grundſteuer gemahnt. ö 
erſt in den Ausweis kommt, welcher am 8. Februar des nächſten Jah⸗ Das hier durchgeführte Princip, wonach bei kleinen Rückſtänden 
res der Bezirkshauptmanſchaft vorgelegt und von derſelben nach drei eine Mahngebühr nicht zur Vorſchreibung gelangt, wurde auch ſchon 
Tagen erledigt werden ſoll. in einer Note der n. ö. Statthalterei an die Finanz⸗Landesdirection 
Da nun bei uns die Eintragung der Rückſtände in den Reſten- in Wien durch den Antrag vertreten, daß, wenn die Geſammtrückſtände 
ausweis und die Einmahnung derſelben nicht unmittelbar nach dem eines Steuerträgers, insbeſondere bei Realſteuern, die Höhe von 4 fl. 
Verfalle der einzuziehenden Abgaben und Gefälle erfolgt, wie dies in nicht erreichen, dieſe in den Executionsausweis nicht aufzunehmen, wohl 
Deutſchland nach Art. 11 der Ausführungsanweiſung vom 15. Sep⸗ aber nach Ablauf der jeweiligen Fälligkeitstermine einzumahnen wären, 
tember 1879 angeordnet iſt, könnte dieſes Spatium, auch wenn es nicht ohne daß eine Mahngebühr vorgeſchrieben würde. So ſehr auch das 
immer ſo lange wie im obigen Beiſpiele Friſt gewährt, in entſprechender letztere wünſchenswerth erſcheint, ſo möchte ich doch nicht glauben, daß 
Weiſe zu einer gebührenfreien Mahnung verwendet werden, wenn man, die kleinen Rückſtände in den Ausweis nicht aufzunehmen ſind; die 
wie ſchon oben geſagt, die Vorausnahme einer ſolchen Mahnung aus Kleinheit der Schuld an ſich iſt kein Grund, die Eintreibung derſelben 
dem Rahmen des geſammten Zwangsverfahrens für opportun hält. zeitlich auszuſchließen; hängt doch von dem richtigen und pünktlichen 
8 Daß die Koſten der Zuſtellung der gebührenſreien Mahnung oder Eingang der geſammten Steuern, ſowohl der großen als kleinen und 
die durch eine oben beſprochene Friſt bedingte, geringere Vorſchreibung der durch ihre Zahl auch wichtigen kleinſten Beträge der ganze 
an Executionsgebühren einen, im Entgegenhalte zu den geſammten Exe⸗ Finanzbetrieb und die Erhaltung des Staatsweſens überhaupt weſent⸗ 
eutionskoſten zu geringen Eingang an derlei Gebühren nach ſich ziehen lich ab. Daß die individuelle Mahnung ſchon an ſich der oben 
würde, iſt, glaube ich, nicht zu beſorgen, wenn man die Summe der erwähnten Kundmachung der Rückſtändner in der Gemeinde vorzuziehen 
für die Periode vom 1 Jänner 1879 bis letzten December 1879 in ſei, ſcheint mir nicht zweifelhaſt, u. z. insbeſondere aus ſocialen Rück⸗ 
Niederöſterreich baar eingezahlten, nicht der vorgeſchriebenen, Executions⸗ ſichten, da es den Credit mancher kleiner Geſchäftsleute ſchädigen, und 
gebühren ſammt Erſätze und Deſerviten mit der Summe der für dieſelbe auch ſonſt Mißhelligkeiten in den kleinen Landgemeinden nach ſich 
Periode entfallenden Executionskoſten ſammt Vergütungen und Vorſchüſſen ziehen kann. | 
vergleicht. Die Koſten betragen rund 59.000 fl., die baaren Einzah⸗ Das Analogon einer öffentlich aufliegenden Liſte von Rückſtänd⸗ 
lungen 126.000 fl., alſo ergiebt ſich ein Ueberſchuß an baar einge- nern finden wir noch in der engliſchen Geſetzgebung, jedoch nur mit 
3 ahlten Executionsgebühren von 67.000 fl., während gegen das Rückſicht auf einen beſtimmten nicht finanziären Zweck. Aus dem 
diesfällige Präliminare von 65.000 fl. ein Mehrbetrag von 61.000 fl. Geſetze über die Volksvertretung in England und Wales aus dem 
ausgewieſen wurde. Wie wir ſehen, erſcheint hier eine reine Mehrauflage Jahre 1867 — 30 u. 31 Vict. c. 102 — 8 28 und 8 29, geht 
oder, wie Abgeordneter Dr. Pfeifer in ſeiner Interpellation vom 26. März hervor, daß jene, welche die am 5. Jänner fällige Poor Rate (Armen- 
1879 ſagt, eine förmliche neue Einnahmsquelle. Ohne weiters a f 
in den Rechtsgrund einer ſolchen Mehrauflage einzugehen, möchte ich 9 De Peésprit des lois. Paris 1878. Livre treizieme, Chapitre I. 


ſteuer) von Gebäuden — geeignet das Wahlrecht zu gewähren — am 
erſten Juni desſelben Jahres nicht gezahlt haben, am oder vor dem 
20. desſelben Monats durch den Overseer — einen mit der Steuer⸗ 
verwaltung und Einhebung betrauten Beamten — gemahnt werden 


follen, u. z. mit der dem Geſetze in Schedula E. beigefügten Formel, 


wonach dieſe, im Falle die Steuer bis 20. Juli nicht gezahlt iſt, das 
Recht verlieren, in die nächſte Wählerliſte aufgenommen zu werden. Am 
22. Juli haben dieſe Overseers die Liſten über alle jene auszufertigen, 
welche bis zum 20. desſelben Monates die in Rede ſtehende Steuer 
nicht bezahlt haben (8 29) und hat dieſe Liſte durch 14 Tage zu be- 
ſtimmten Stunden für die öffentliche Einſicht — koſtenfrei — aufzuliegen. 


In Frankreich 2) find die directen Steuern in Zwölftheilen zu | 


zahlen, deren erſtes im Februar des laufenden und deren letztes im 
Jänner des nächſtfolgenden Jahres zu entrichten iſt. Wer am 1. des 
Monates ſein Zwölftel für den verfloſſenen Monat nicht entrichtet, unter⸗ 
liegt der zwangsweiſen Einhebung und zwar nicht bloß für die Steuer, 
die er unbezahlt ließ, ſondern für alle fälligen Steuern, aus welchem 
Titel ſie immer herſtammen mögen ). Die zwangsweiſe Erhebung beginnt 
mit der „unentgeltlichen Aufforderung“ — sommation gratuite; 
ſie muß jedem anderen Koſten verurſachenden Schritte wenig— 
ſtens acht Tage vorausgehen. Sie wird jedoch in jedem Verwal- 
tungsjahre nur einmal erlaſſen; bei ſpäteren Säumniſſen wird ſogleich 
zu ſtrengeren Maßregeln geſchritten. Daß hier dem Principe der Billig⸗ 
keit in vollem Maße genug gethan ſei, wird gewiß niemand bezweifeln 
und zwar ſowohl in Rückſicht auf die sommation gratuite, als auf 
die Theilung der Jahresſchuld in Zwölftel; freilich nimmt letzterer 
Umſtand ſtark Beziehung auf die Art der Einhebung durch die percep eurs, 
welche an vorher durch die betreffenden Bürgermeiſter bekannt gegebe⸗ 
nen Tagen und Stunden in die Gemeinden kommen und dort 
die monatlichen Zahlungen der Contribuenten in Empfang nehmen. Aber 
auch auf die Höhe der Steuern wird Rückſicht genommen, denn: erfolgt 
acht Tage nach der unentgeltlichen Aufforderung keine Zahlung, tritt 
die garnison collectif ein, d. i. Abſendung eines Strafboten, der von 
allen Schuldnern in der Gemeinde — höchſtens durch zehn Tage — 
erhalten werden muß. Beträgt die rückſtändige Steuer wenigſtens 
40 Francs, ſo erfolgt nach drei Tagen die garnison individuel, d. h. der 
Strafbote muß vom Schuldner zwei Tage allein erhalten werden. Der 
garnisair erhält außerdem 1 Fr. per Tag ). War dies vergeblich oder 
wegen der niederen Steuer nicht anwendbar, ſo erfolgt der Auftrag, 
„commandement“, die Steuer binnen drei Tagen bei ſonſtiger Pfändung 
(saisie) der Mobilien, Effecten und ſtehenden Früchte zu zahlen. Bezüg⸗ 
lich der Durchführung der saisie iſt maßgebend Code de Procedure 
civile, Part. J. Livre V. Tit. VIII. 


(Fortfetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ueber die Concurrenz zu den Auslagen für katholiſche Friedhöfe ). 


Die ſteiermärkiſche Statthalterei hat gegenüber den Miniſterien 
des Innern und für Cultus und Unterricht betreffs der Regelung der 
Concurrenz zu den Auslagen für katholiſche Friedhöfe die Anſicht ver⸗ 
treten, daß das ſteiermärkiſche Landesgeſetz vom 28. April 1864, 
L. G. Bl. Nr. 7, (Kirchenconcurrenzgeſetz) auf Friedhöfe nicht angewen⸗ 
det werden könne. 

Hierüber hat das letztgenannte Miniſterium unterm 26. Jänner 
1880, 3. 3320, Folgendes erlaſſen: 

Die Concurrenz für Friedhöfe iſt ſeither wiederholt Gegenſtand 
von Judicaten des Verwaltungs⸗Gerichtshofes geweſen, in welchen im 
Weſentlichen der Grundſatz Anerkennung gefunden hat, daß zwar die 
Errichtung und Erweiterung von Friedhöfen, wenn ſolche aus ſanitäts⸗ 
polizeilichen Gründen nothwendig erſcheint, Sache der Ortsgemeinden 
ſei und ſonach auch die Koſten hiefür aus Gemeindemitteln beſtritten 
werden müßten, daß dagegen rückſichtlich der ſchon beſtehenden con⸗ 


) Dr. Carl R. v. Hock. Die Finanzverwaltung Frankreichs. 1857. 

) Hock. 4. Capitel. 1. Die directen Steuern. 2. Feſtſtellung und Ein- 
hebung der Quoten. 

9) Geſetz v. 17. Brumaire an V. Lois relative à la repartition et au 
recouvrement des contributions directes. 

*) Siehe die Aufſätze „Zur Friedhoffrage“ in den Nummern 12, 13 
und 14 des Jahres 1879, „Zeitſchrift für Verwaltung“. 
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feſſionellen Friedhöfe die bisherigen Concurrenznormen aufrecht ver⸗ 
blieben ſeien. (Vergl. Entſcheidungen vom 15. Mai 1878, 3. 794, 
und vom 14. November 1878, 3. 1781, Budwinski Nr. 268 
und 361.) 

Hienach erſcheinen die Deductionen der Statthalterei nicht mehr 
haltbar, und muß vielmehr in jedem einzelnen Concurrenzfalle vorerſt 
erhoben werden, ob es ſich um einen confefſionellen oder Gemeinde⸗ 
friedhof handle. Im erſteren Falle, und wenn nur Auslagen für einen 
beſtehenden Friedhof in Frage kommen, kann die fernere Anwendung 
der beſtehenden Concurrenzvorſchriften auf katholiſche Friedhöfe nicht 
mehr zweifelhaft fein. 

Dagegen ſetzt die Errichtung neuer katholiſcher Friedhöfe oder 
die Erweiterung ſchon beſtehender katholiſcher Friedhöfe den überein— 
ſtimmenden Beſchluß aller Concurrenzfactoren voraus. 

Was nun die geltend gemachten Bedenken gegen die Einbeziehung 
katholiſcher Friedhöfe unter das Landesgefetz vom 28. April 1864, 
L. G. Bl. Nr. 7, anbelangt, ſo theilt das Miniſterium dieſelben nicht. 

Wenn nämlich auch eine ausdrückliche Norm des Inhaltes, daß 
Friedhöfe als Theile der Kirchengebäude anzuſehen ſeien, wie ſie bei⸗ 
ſpielsweiſe für Böhmen (Gubernialverordnung vom 8. November 1825, 
Provinz.⸗Geſetzſammlung, Seite 392) und andere Provinzen beſteht, 
für Steiermark nicht erlaſſen wurde, fo erſcheint gleichwohl die Sub— 
ſumtion der katholiſchen Friedhöfe unter die kirchlichen Gebäude ſchon 
durch die Natur der Sache gerechtfertigt, da dieſelben als ein noth⸗ 
wendiges Zugehör der Kirchen anzufehen find, und es kann ſomit auch 
die Behandlung der auf dieſelben ſich beziehenden Auslagen nach dem 
citirten Landesgeſetze umſoweniger bezweifelt werden, als auch nach den 
älteren Vorfchriften die Beſtreitung dieſer Koſten wiederholt als Obliegen⸗ 
heit der betreffenden Kirchen und im Falle der Unzulänglichkeit ihres 
Vermögens der kirchlichen Concurrenz erklärt worden iſt. Deſſenunge⸗ 
achtet wird es da, wo die Erhaltung der Friedhöfe bisher den Pfarren 
gegen Bezug der Grabſtellgebühren überlaſſen war oder aus beſonderen 
Gräbertaxfonden erfolgte, hiebei auch fernerhin das Bewenden haben, 
weil dieſe Einrichtung geſetzlich anerkannt wurde. (Hofdecret vom 25. Juli 
1785, 3. 20.395.) n 


Geſetze und Verordnungen. 


1879. IV. Quartal. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für die gefürſtete Grafſchaft Tirol 
und das Land Vorarlberg. 
VII. Stück. Ausgeg. am 6. November. 
44. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 6. September 1879 
(3. 14.470 — Gewerbe), betreffend den Vorgang und die Competenz bei Bewilli⸗ 
gung von Ueberfuhren und Ueberfuhrsgebühren. 
45. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 21. September 1879 
(3. 10.444 Militär), betreffend eine Berichtigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. 
46. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 5. October 1879 (Z. 15.890 
— Militär), betreffend eine Abänderung in der Eintheilung der Controls⸗Ver⸗ 
fammlungen der Urlauber und Reſervemänner in Tirol und Vorarlberg. 
47. Verordnung des k. k. Statthalters vom 14. October 1879 (Z. 16.579 
— Matriken), betreffend die Evidenthaltung der Geburten öſterreichiſcher Staats⸗ 
angehöriger, welche außerhalb des Gebietes der im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder ſtattfinden. 
48. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 15. October 1879 (3. 16.671 
— Schule), betreffend den Gebrauch einer einheitlichen Orthographie in den deut, 
ſchen Lehr- und Leſebüchern für den Volksſchulunterricht. 
VIII. Stück. Ausgeg. am 29. November. 
49. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 25. October 1879 (3. 2536 
— Präſ.), betreffend die Vollzugs⸗Vorſchriften zur Regulirung des Etſchfluſſes 
von der Paſſermündung bis Sacco. 
IX. Stück. Ausgeg. am 31. December. 
50. Verordnung des k. k. Statthalters vom 30. October 1879 (Z. 17.523 
— Ehe), betreffend die Eheſchließung öſterreichiſcher Staatsbürger mit anderen 
Staatsangehörigen, welche früher verheiratet waren und deren Ehe nach öſter⸗ 
reichiſchen Geſetzen nicht als getrennt gelten kann. 
51. Verordnung des k. k. Statthalters vom 8. November 1879 (Z. 17.922 
— Ehe), betreffend die Zeugniſſe, welche zum Zwecke von Ehefchließungen öſter⸗ 
reichiſcher Staatsangehöriger im Auslande von den politiſchen Behörden aus⸗ 
i geftellt werden. 


52. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 15. November 1879 


(3. 18.423 Schule), betreffend die Beurlaubung und Subſtituirung der 
Bezirksſchulinſpectoren. 
53. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 20. November 1879 


(3. 18.563 — Militär), betreffend die Mautbefreiung der zur commiſſionellen 
Beſichtigung und Claſſification für Militärzwecke vorgeführten Pferde (Tragthiere). 

54. Verordnung des k. k. Statthalters vom 3. December 1879 (3. 19.525 | 
— Forſtſtrafen), betreffend eine Erläuterung zum Strafverfahren über Forſtüber⸗ 
tretungen. 

55. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 3. December 1879 (3. 2862 
— Präſ.), betreffend die Abſchaffung der Inlandspäſſe. 

(Fortſetzung folgt.) 


Erlaß des k. k. Miniſters des Innern vom 22. October 1879, 3. 9482, an 
ſünumtliche Landesſtellen mit Weiſungen an die evangeliſchen Seelſorger hinſicht⸗ 
lich der Eheſchließungen zwiſchen öſterreichiſchen Staatsbürgern und anderen 
Staatsangehörigen, die bereits verehelicht waren und deren Ehe nach öſter— 
reichiſchem Rechte nicht als getrennt anzuſehen iſt. 

Es iſt wiederholt vorgekommen, daß hierländige evangeliſche Seelſorger 
— zumeiſt auf Delegation nicht öſterreichiſcher Pfarrämter — bei der Eheſchlie⸗ 
ßung von öſterreichiſchen Staatsbürgern und anderen Staatsangehörigen, welche 
früher verheiratet waren, und deren Ehe nach öſterreichiſchem Eherechte nicht als 
getrennt gelten konnte, intervenirt haben. 


Dieſes Verhalten einzelner evangeliſcher Seelſorger hat zur Folge gehabt, 


daß in nicht ſeltenen Fällen öſterreichiſche Staatsangehörige nur um ihre nach 
öſterreichiſchem Eherechte unzuläſſige Wiederverehelichung zu ermöglichen, ſich ihrer 
öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft auf einige Zeit entäußert haben, und daß 
ſchließlich eine nach unſeren Geſetzen abſolut unzuläſſige Wiederverehelichung eines 
geſchiedenen Ehegatten factiſch nur noch davon abhängig erſchien, ob ein ſolcher 


Ehetheil in der Lage war, ſich für einige Zeit ſeiner öſterreichiſchen Staatsbürger: 


ſchaft zu begeben oder nicht. 
Obgleich hiedurch die beſtehenden Ehegeſetze umgangen wurden, hat doch 
die Regierung, da das Urtheil über die Giltigkeit oder Ungiltigkeit der Ehe nur 
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ihrer Intereſſen häufig deßhalb unmöglich werden, weil nach der Geſetzgebung 
mancher Staaten für einen Ausländer, welcher ſich daſelbſt verehelichen will, eine 
Erklärung ſeiner heimatländiſchen Behörde dem Weſen nach des Inhaltes gefor— 


dert wird, daß die Geſetze des Heimatlandes dem Ehewerber geſtatten, die Ehe 


in dem betreffenden Staate rechtsgiltig, d. i. mit Uebertragung feiner Staats⸗ 
und Heimatsangehörigkeit auf die Gattin und ehelichen Kinder und mit allen 
übrigen rechtlichen Wirkungen einer im Heimatlande ſelbſt giltig eingegangenen 
Ehe abzuſchließen, — eine Auskunft in dieſer Richtung aber in den Zeugniſſen / 
welche den öſterreichiſchen Staatsangehörigen im Grund des h. o. Circular⸗Er⸗ 
laſſes vom 27. April 1873, Z. 13 505-1872 ), über den Beſitz ihrer perſön— 
lichen Fähigkeit zur Eheſchließung ausgeſtellt werden, nicht enthalten iſt, — ſo 
findet ſich das k. k. Miniſterium des Innern im Einvernehmen mit dem k. k. Juſtiz⸗ 
miniſterium und dem k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht beſtimmt, 
anzuordnen, es ſeien die mit der Ausſtellung der bezeichneten Zeugniſſe 
betrauten politiſchen Behörden zu beauftragen, dieſe Zeugniſſe mit dem 
Beiſügen zu verſehen, daß ein böſterreichiſcher Staatsangehöriger, welcher 
nach den öſterreichiſchen Geſetzen die hiezu erforderliche perſönliche Fähigkeit 
beſitzt, auch im Auslande eine giltige Ehe eingehen kann, und daß 
zur Giltigkeit einer ſolchen im Auslande geſchloſſenen Ehe nach öſterreichiſchem 
Rechte die Beobachtung der von der betreffenden ausländiſchen Geſetzgebung 
vorgeſchriebenen Form der Eheſchließung ausreichend iſt; daß es ferner 
nach öſterreichiſchen Geſetzen eine von ſelbſt eintretende Folge jeder gil- 
tigen Verehelichung einer Ausländerin mit einem öſterreichiſchen Staatsangehö⸗ 
rigen ift, daß dieſe Ausländerin ſammt ihren aus ſolcher Ehe entſproſſenen Kir- 
dern die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft und das Heimatrecht des Gatten erlangt , 
daß jedoch die Prüfung und Entſcheidung über die Frage, ob in einem gege- 
benen beſtimmten Falle die abgeſchloſſene Ehe wirklich giltig ſei, ſobald dieſe 
Frage in Oeſterreich zur Austragung zu gelangen hat, ausſchließlich dem zu— 
ſtändigen öſterreichiſchen (weltlichen) Gerichte zuſteht, und deshalb der Mangel 
jedweden Ehehinderniſſes hiemit weder beſcheinigt wird, noch vorhinein beſcheinigt 
werden kann. 


) Enthalten in Nr. 23 auf Seite 92 des Jahrganges 1873 dieſer 
Zeitſchrift. 


den ordentlichen Gerichten zukommt, ſich bisher des Einſchreitens enthalten, und 


den competenten Ausſpruch der Gerichte über die Rechtsbeſtändigkeit ſolcher Ehe⸗ 


bündniſſe abgewartet. 

Da nun in neueſter Zeit durch gerichtliche Entſcheidungen die Ungiltigkeit 
dieſer Bündniſſe feſtgeſtellt worden iſt, fo muß es nunmehr auch die Regierung 
als ihre Pflicht anſehen, die erforderlichen Maßregeln zu treffen, um das Zuſtande— 
kommen ſolcher Scheinehen, ſo viel an ihr liegt, hintanzuhalten. 

Demgemäß finde ich im Einvernehmen mit den Miniſterien für Cultus 
und Unterricht und der Juſtiz anzuordnen: 

1. Allen evangeliſchen Pfarrern Augsburger und helvetiſcher Confeſſion iſt 
zu erinnern, daß fie bei Vermeidung der Folgen des $ 78 ͤ a b. G. B. ver⸗ 
pflichtet ſind, bei Eheſchließungen zwiſchen öſterreichiſchen Staatsbürgern und an— 


deren Staatsangehörigen, welche bereits verehelicht waren und deren Ehe nach 


öſterreichiſchem Rechte nicht als getrennt anzuſehen iſt, jede Mitwirkung, ſei es im 
eigenen Namen oder im Delegationswege, zu verſagen. 

2. Sollten dennoch ſolche Scheinehen künftighin noch zu Stande kommen, 
ſo haben die Landesbehörden in den zu ihrer Kenntniß gelangten Fällen gegen 
den ſchuldtragenden Seelſorger im Grunde des 8 78 a. b. G. B. und der 
Miniſterialverordnung vom 30. September 1857, R. G. B. Nr. 198, vorzugehen, 
und mit Hinweis auf das ſolchen Scheinehen entgeg enſtehende Ehehinderniß des 
beſtehenden Ehebandes mit Beziehung auf 8 94 a. b. G. B. wegen Ungiltig⸗ 
erklärung der zweiten Ehe die Mittheilung an den competenten Gerichtshof zu er⸗ 
ſtatten, und hievon unter Einem dem k. k. evangeliſchen Oberkirchenrathe die 
Mittheilung zu machen. 

3. Auch in Fällen, wo außerhalb der im Reichrathe vertretenen König⸗ 
reiche und Länder künftig eine ſolche Eheabſchließung zwiſchen öſterreichiſchen und 
anderen Staatsangehörigen erfolgt, iſt, wenn die Ehegatten ſpäter ihren ordent⸗ 
lichen Wohnſitz im diesſeitigen Reichsgebiete nehmen, gleichfalls in der oben an⸗ 
gegebenen Weiſe die Mittheilung an den competenten Gerichtshof zu erſtatten. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Junern vom 28. October 1879, 3. 11.409 — 

1878, betreffend die Erweiterung des Inhaltes jener Zeugniſſe, welche öſter— 

reichiſchen Staatsaugehörigen behufs Eingebung einer Ehe im Auslande aus- | 
geſtellt werden. 

Da nach gemachten Wahrnehmungen den öſterreichiſchen Staatsangehörigen 

ihre im Auslande beabſichtigten Eheſchließungen unter erheblicher Schädigung 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Statthalter in Niederöſterreich Sigmund Frei⸗ 
herrn Conrad v. Eybesfeld zum Miniſter für Cultus und Unterricht und 
den Sectionschef Adolf Freiherrn v. Kriegsgu zum Finanzminiſter ernannt. 

| Seine Majeſtät haben dem bisherigen Leiter des Finanzminiſteriums, 
Sectionschef Emil Chertek den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe tax— 
frei verliehen. 

Seire Majeſtät haben den geheimen Commercienrath A. v. Hanſemann 
in Berlin zum unbeſoldeten Generaleonſul daſelbſt ernannt und dem Honorar⸗ 
confuf bei dem k. u. k. Generaleonſulate in Berlin Albert George anläßlich der 
Enthebung von ſeinen Functionen den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Generalinſpector der öſterreichiſchen Eiſen— 
bahnen Regierungsrathe Sigmund Steingraber den Orden der eiſernen Krone 
dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Inſpectoren der Generalinſpection der öſter⸗ 
reichiſchen Eiſenbahnen in Wien Peter Ponfickl und Richard Jeitteles, 
jedem den Titel und Charakter eines Oberinſpectors verliehen. 

Seine Majeſtät haben din Polizeirathe Marcus Helff⸗Hibler v. 
Alpenheim anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines 
Regierungsrathes taxfrei verliehen. a 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkscommiſſär Franz Kobliſchek in 
Zwettl anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines kaiſerlichen Rathes tax— 
frei verliehen. 5 

Seine Majeſtät haben dem Stadtarzte Dr. Joſeſ Quoika in Leitmeritz 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Obercommiſſär der Wiener Polizeidirection Karl Proſig zum Polizeirathe 
daſelbſt ernannt. 


das 


Erledigungen. 
Rechnungsrevidentenſtelle bei der mähriſchen Statthalterei in der neunten 
Rangsclaſſe, eventuell eine Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten, oder eine Rech⸗ 
nungsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 15. März. (Amtsbl. Nr. 35.) 


Dieſer Nummer liegt der Titel, das Inhalts⸗ 
Verzeichniſt und das alphabetiſche Sachregiſter zum 
zwölften Jahrgange (1879) dieſer Zeitſchrift bei. 
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